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Die Steuerung des Außen-
dienstes ist für den La-
borinhaber entscheidend, 
wenn es um effektive 

und effiziente Neukundengewin-
nung geht. Also braucht er ein 
Steuerungsinstrument, mit dem 
er den Status quo von vertriebli-
chen Aktivitäten erfassen und 
 bewerten kann. Ich stelle immer 
wieder fest, dass Tages- oder 
Wochen berichte dafür herange-
zogen werden, die vor allem die 
Inhalte von Gesprächen mit der 
Zahnarztpraxis enthalten. So weit, 
so gut. Das gehört auf jeden Fall 
zu den Dokumentationsaufgaben 
des Vertriebs mitarbeiters, um 
seine nächsten Schritte zu pla-
nen. Aber taugt so ein Bericht 
auch für den Chef und seine 
Steuerungsaufgabe?

Vertrieb in Zahlen

Für den Laborleiter sind vielmehr 
die „To-dos“ aus dem Gespräch 
mit dem Behandler relevant, we-
niger der Gesprächsinhalt. Auch 
statistische Erhebungen helfen 
bei der Steuerung, wie z. B. die 
 Anzahl der Praxisbesuche pro 
Woche oder die Anzahl der Ter-
mine mit Behandlern. Die Statis-
tik wird mit den Erwartungen des 
Unternehmers ins Verhältnis ge-
setzt, und schon ergibt sich eine 
Momentaufnahme der vertriebli-
chen Erfolge, sinnigerweise pro 
Woche. Daraus können auch kurz- 
fristig Maßnahmen abgeleitet 
werden, die die vertrieblichen 
 Aktivitäten ggf. neu ausrichten.

Vertrieb auf Knopfdruck

Eine Lösung muss her, die für 
Chef und Außendienst gleicher-
maßen hilfreich ist. Ein Vollzeit- 
Vertriebsmitarbeiter hat mehr als 
hundert Zahnarztpraxen in sei-
nem Akquisetopf. Für jede Praxis 
muss er Buch führen. In Papier-
form, so der durchaus noch 
 gebräuchliche Dokumentations-
ansatz, reden wir schnell von gan-
zen Aktenordnern. Das ist nicht 
nur unpraktisch, sondern für den 
Chef nur schwer auswertbar. Ein 
digitales System zur Datenerfas-
sung und -auswertung muss an- 

stelle der Papierstapel treten: ein 
Customer Relationship Manage-
ment System, kurz CRM- System. 
Damit kann der Außendienst un-
terwegs bequem seine Besuchs-
berichte erstellen und der Chef 
im Labor sich per Knopfdruck 
die Auswertung der Woche an-
schauen. Im nächsten Zusam-
mentreffen werden gemeinsam 
die kommenden vertrieblichen 
Schritte geplant, Vertriebssteue-
rung findet dauerhaft statt!

Lösungsansätze

Der Markt der CRM-Systeme ist 
bunt. Wichtig bei der Entschei-
dung für ein solches System ist 
die Fest legung laborseitiger Kri-
terien. Die Dokumentation von 
Praxisbesuchen, die Auswertung 
auf Knopfdruck, aber auch mo-
bile Verfügbarkeit und laufender 
Datenabgleich sollten im Krite-
rienkatalog stehen. Die gute Nach-
richt ist, dass für das Labor-
umfeld nicht nur die Premium  -
anbieter infrage kommen, son-
dern  auch  kleine,  flexible,  oft- 
mals  cloudbasierte  Lösungen.
Es gibt CRM-Systeme „von der 
Stange“, die bereits einen großen 
Teil der Anforderungen von Den-
tallaboren erfüllen. Damit steht 
einer „in time“-Auswertung von 
Akquisetätigkeiten nichts im 
Wege, Vertriebssteuerung wird 
damit zur gelebten Praxis und 
Überraschungen am Jahresende 
gehören der Vergangenheit an. 

Vertriebssteuerung 
mit CRM
Am Ende des Jahres wird abgerechnet. Was hat in der 
Akquise nicht gepasst, was muss zukünftig geändert 
werden? Dabei geht Vertriebssteuerung heute schon im 
Wochenrhythmus und auf Knopfdruck.
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Unabhängig, ob die Perso-
nalakte in Papierform oder 
elektronischer Form ge-
führt wird, gilt es in Sachen 

Datenschutz einiges zu beachten. 
Die Datenschutzgesetze stellen 
den Arbeitgeber bei der elektroni-
schen Form jedoch vor besondere 
Anforderungen.

Es beginnt bereits bei der 
Bewerbung, …

Der Bewerbungsprozess ist als 
vorvertragliches Vertrauensverhält-
nis zu sehen. § 26 Abs. 1 BDSG 
(Bundesdatenschutzgesetz) besagt, 
dass personenbezogene Daten von 
Beschäftigten für Zwecke des Be-
schäftigungsverhältnisses verarbei-
tet werden dürfen, wenn dies für die 
Entscheidung über die Begrün-
dung eines Beschäftigungsverhält-
nisses […] erforderlich ist. Zu diesen 
Daten gehören im Bewerbungsver-
fahren beispielsweise Name und An-
schrift, Telefonnummer und E-Mail- 
Adresse, Zeugnisse und Lebens-
lauf. Neben diesen typischen Be-
werbungsunterlagen ist auch eine 
Speicherung von personenbezo-
genen Daten, die mit zulässigen 
Fragen erhoben werden, aus Daten-
schutzsicht unproblematisch.

Viele Unternehmen bieten Bewer-
bern die Möglichkeit, sich über ein 
spezielles Portal, also online auf der 
Unternehmenswebseite, zu bewer-
ben. Dazu gehören Angaben zur 
Person und dem beruflichen Werde-
gang ebenso wie das Hochladen 
von Dokumenten wie Lebenslauf, 
Zeugnisse, Zertifikate etc. Beson-
ders in großen Unternehmen steu-
ern solche E-Recruiting-Systeme 
den Ablauf eines Bewerbungsver-
fahrens und sind ressourcenscho-
nend für den Personalbereich. 
Bewirbt sich der Bewerber über das 
Onlineportal eines Unternehmens, 
ist, wenn Systeme an der Entschei-
dung über die Stellenbesetzung 
mitwirken, zunächst Art. 22 DSGVO 
(Datenschutz-Grundverordnung) zu 
berücksichtigen. Dieser verbietet 
es, eine betroffene Person, d. h. eine 
Bewerberin oder einen Bewerber, 
ausschließlich einer auf automati-
sierte Verarbeitung beruhenden 
Entscheidung zu unterwerfen. 
Wobei der Anwendungsbereich 
dieser Vorschrift noch nicht eröff-
net ist, wenn das System Bewer-
bungen aus rein formalen Gründen 
aussortiert, z. B. wenn Pflichtanga-
ben oder erforderliche Zeugnisse 
fehlen. Das bedeutet, dass eine 
 automatisierte Vorselektion zwar 
stattfinden darf, die abschließende 
Entscheidung über die Einstellung 
eines Bewerbers hat aber durch 
eine natürliche Person zu gesche-
hen und darf nicht durch ein elek-
tronisches System erfolgen.

… geht weiter mit dem 
 Anlegen der elektronischen 
Personalakte, …

Bereits der erste Schritt – das 
Einscannen der Dokumente – erfor-
dert Vorsicht. Bei neuen Mitarbei-

tern ist dies relativ einfach, sofern 
die für das Beschäftigungsverhält-
nis erforderlichen Daten nicht schon 
über das E-Recruiting-System er-
fasst wurden. Allerdings ist auch 
dann zu prüfen, ob die personen-
bezogenen Daten weiterhin gespei-
chert werden dürfen. Bei „alten“ Mit-
arbeitern darf nicht alles einge-
scannt werden. In (fast) jeder Per-
sonalakte befinden sich alte und 
veraltete Unterlagen, die aus Daten-
schutzsicht nicht mehr verarbeitet 
werden dürfen. Eine Speicherung, 
Nutzung und Verarbeitung von per-
sonenbezogenen Daten (Umgang 
mit personenbezogenen Daten) 
ist stets in Abhängigkeit zu einem 
 bestimmten Zweck zu setzen. An 
diese Zweckbindung müssen sich 
die Verantwortlichen halten. Das heißt, 
es dürfen nur die personenbezoge-
nen Daten des Beschäftigten ge-
speichert werden, die für die Durch-
führung des Beschäftigungsver-
hältnisses erforderlich sind, alles 
andere ist zu löschen (bei Papier-
unterlagen zu vernichten). Das sind 
zwei der sechs Grundsätze für die Ver- 
arbeitung  personenbezogener  Daten. 
Kurzum: Eine (elektronische) Per-
sonalakte darf nur die Informatio-
nen enthalten, die der Arbeitgeber 
a) rechtmäßig erworben hat und 
b) für die ein sachliches Interesse 
besteht. Das Schlüsselwort ist hier 
„erforderlich“, d. h., die Informatio-
nen dürfen nicht nur nützlich sein.
Entscheidet sich das Unternehmen 
dafür, das Einscannen der Personal-
akten und Dokumente an einen 
Dienstleister outzusourcen, ist mit 
diesem eine Auftragsverarbeitung 
nach Art. 28 DSGVO (Auftragsver-
arbeiter) abzuschließen.

Exkurs: Einwilligung 
durch den Mitarbeiter

Das Datenschutzrecht ist ein Ver-
botsgesetz mit Erlaubnisvorbehalt 
(Art. 6 DSGVO), das bedeutet, die 
Verarbeitung von personenbezoge-
nen Daten ist u. a. nur rechtmäßig,  
• wenn die betroffene Person ein-

willigt, 
• wenn die personenbezogenen 

Daten auf einer sonstigen zuläs-
sigen Rechtsgrundlage verarbei-
tet werden, 

• wenn dies zur Erfüllung der recht-
lichen Verpflichtung, der das Un-
ternehmen unterliegt, notwendig 
ist, oder

• zur Erfüllung eines Vertrages oder 
für die Durchführung vorvertrag-
licher Maßnahmen erforderlich 
ist (ErwG 40 DSGVO). 

Datenschutz in der Personalabteilung
Ein Beitrag von Regina Mühlich.

Sie hält in vielen Personalabteilungen Einzug und freut sich steigender Be-
liebtheit: die elektronische Personalakte. Durch den Einsatz ergeben sich viele 
Verwendungs- und Verknüpfungsmöglichkeiten. Die Einbindung in Personal-
informationssysteme, um die Arbeitsabläufe im Personalmanagement und auch 
im Unternehmen zu vereinfachen und zu optimieren, ist nur eine davon. Mit weni-
gen Klicks können alle Mitarbeiterinformationen in einer digitalen Personalakte 
gespeichert werden und sind jederzeit verfügbar.
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Lichthärtender Kunststoff zur Herstellung von 

transparenten, kieferorthopädischen Übertra-

gungsschienen mittels 385 nm-LED-basierter 

Stereolithographieverfahren. Überprüfung der 

korrekten Bracketpositionen jederzeit möglich 

– vor und nach dem Verkleben. Zur obligato-

rischen Nachhärtung von mit FotoDent® IBT  

gefertigten Bauteilen empfehlen wir das Hoch-

leistungslichthärtegerät PCU LED N2 – für Bau-

teile ohne Inhibitionsschicht.

•  Optimale Flexibilität

•  Einfaches Entfernen

•   Für alle gängigen  
Bracketsysteme

Sie drucken das.
FotoDent® IBT
DLP-Kunststoff

www.dentamid.dreve.de

FotoDent® IBT 385 nm

Die Einführung einer elektroni-
schen Personalakte ist mitbestim-
mungspflichtig. In Abstimmung mit 
dem Betriebsrat ist die Einführung 
der elektronischen Personalakte für 
alle Mitarbeiter möglich. Ein Mitbe-
stimmungsrecht hat der Betriebs-
rat, wenn allgemeine Beurteilungs-
grundsätze eingeführt werden und 
dies im Zusammenhang mit einer 
technischen Einrichtung, sprich 
elektronischem System, geschieht. 
Hier greift § 87 Abs. 1 Satz 6 Be-
triebsverfassungsgesetz: „Der Be-
triebsrat hat, soweit eine gesetzli-
che oder tarifliche Regelung nicht 
besteht, in folgenden Angelegen-
heiten mitzubestimmen: [...] Ein-
führung und Anwendung von 
technischen Einrichtungen, die 
dazu bestimmt sind, das Verhalten 
oder die Leistung der Arbeitneh-
mer zu überwachen; […].

… und dann sind da noch die 
Aufbewahrungsfristen …

Arbeitgeber müssen Unterlagen 
von Bewerbern und Mitarbeitern 
(Beschäftigten) im verschließbaren 
Aktenschrank und/oder mithilfe 
eines Personalinformationssystem 
elektronisch aufbewahren. Vielfach 
gibt es keinerlei Regelungen über 
Aufbewahrungs- und Löschfristen, 
sodass Bewerbungs- und Mitarbei-
terunterlagen oft länger aufbe-
wahrt werden als erlaubt. 
Die Erhebung und Speicherung 
von Bewerberdaten erfüllen ihren 
Zweck, bis die passende Kandidatin 
oder der passende Kandidat gefun-
den ist. Wenn der Kandidat unge-
eignet ist und/oder für die Position 
abgelehnt wird, entfällt der Zweck 
und die Daten sind zu löschen. 
Einer Löschung von Bewerbungs-
unterlagen stehen ggf. bestehende 
Aufbewahrungsfristen entgegen: 
§ 21 Abs. 5 AGG (Verstoß gegen 
das Benachteiligungsverbot), wel-
cher eine Frist von zwei Monaten 
für entsprechende Klageerhebung 
einräumt, bzw. das Gericht gewährt 
noch eine Fristverlängerung. Es 
kann also durchaus von einer ge-
rechtfertigten Aufbewahrungsfrist 
von drei Monaten ausgegangen 
werden. Die Gefahr einer AGG-Klage 
besteht aber nicht unendlich. Ein 
Bewerber muss eine Benachteili-
gung wegen eines vom AGG ver-
botenen Merkmals innerhalb der 
Zweimonatsfrist des § 15 Abs. 4 AGG 
anzeigen. Ist die Frist abgelaufen, 
sind sämtliche personenbezoge-
nen Daten unwiderruflich zu löschen. 
Dies gilt auch für handschriftliche 

Notizen, die z. B. während des Be-
werbungsgespräches gemacht 
wurden. Der Landesbeauftragte für 
Datenschutz und Informationsfrei-
heit Baden-Württemberg (LfDI BW) 
hält eine Speicherung über drei Mo-
nate hinaus für nicht erforderlich. 
Möchte das Unternehmen die perso-
nenbezogenen Daten, also die Be-
werbungsunterlagen, nach Beset-
zung der Position, für die sich der 
Bewerber beworben hat, weiter spei-
chern, weil z. B. das Profil für einen 
späteren Zeitpunkt von Interesse ist, 
muss der Bewerber dieser weiterge-
henden Speicherung schriftlich zu-
stimmen (§ 26 Abs. 2 Satz 3 BDSG).

… bis zur Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses

Häufig werden Personalakten aus-
geschiedener Mitarbeiter jahrzehn-
telang aufbewahrt. Vielfach wird die 
Auffassung vertreten, dass der Ar-
beitgeber dazu verpflichtet ist. Hier 
ist aber zu differenzieren: Die ge-
meinten Vorschriften sind steuer- 
und sozialversicherungsrechtlicher 
Natur, welche den Arbeitgeber ver-
pflichten, zum einen Abrechnungs-
unterlagen (z. B. Gehalts- und Lohn-
abrechnung) zu führen und zum an-
deren diese auch eine gewisse Zeit 
aufzubewahren. Der Erlaubnisvor-
behalt zur weiteren Speicherung 
resultiert aus einem einschlägigen 
Gesetz (z. B. AO, EStG, SGB) sowie 
bilanzrechtlichen Vorschriften.
Verschiedene arbeitsschutzrecht-
liche Vorschriften, u. a. das ArbZG, 
MuSchG, BEM, verpflichten den 
Arbeitgeber ebenfalls dazu, Perso-
nalunterlagen aufzubewahren. Es 
handelt sich hier um Unterlagen, 
die vielfach auch außerhalb der 
Personalakte des einzelnen Mit
arbeiters geführt werden (müssen).

Fazit

Die digitale Personalakte hat viele 
Vorteile, birgt aus Datenschutzsicht 
aber auch die Möglichkeit zum 
Missbrauch. Die größte Gefahr be-
steht darin, dass sie durch Profil
erstellung für eine weitere Möglich-
keit der Leistungs- und Verhaltens-
kontrolle der Mitarbeiter ausge-
nutzt werden kann. Erleichtert wird 
durch sie außerdem, den Daten-
schutz durch automatisierte Einzel-
entscheidungen zu verletzen. Die 
Einführung und Nutzung der digi-
talen Personalakte sollte schrift-
lich geregelt werden, z. B. in einer 
Unternehmensrichtlinie oder Be-
triebsvereinbarung. 

Andererseits kann man für eine di-
gitale Personalakte systembedingt 
relativ einfach Zugriffe und Berechti-
gungen erteilen, automatisch archi-
vieren und löschen. Arbeitsabläufe 
im Unternehmen und vor allem in 
der Personalabteilung werden ver-
einfacht, effizienter und effektiver 
gestaltet. Mit wenigen Klicks können 
Mitarbeiterinformationen in einer 
digitalen Personalakte gespeichert 
werden und sind jederzeit für den 
Zugriffsberechtigten verfügbar.
Ach ja, unabhängig davon sind na-
türlich die Vorgaben gemäß Art. 32 
DSGVO (Sicherheit der Verarbei-
tung) hinsichtlich der für die Spei-
cherung und Nutzung der elektroni-
schen Personalakte genutzten Sys-
teme umzusetzen, zu dokumen-
tieren und regelmäßig durch den 
Datenschutzbeauftragten zu prü-
fen und deren Einhaltung zu über-
wachen. Außerdem ist Art. 25 
DSGVO (Datenschutz durch Tech-
nikgestaltung und durch daten-
schutzfreundliche Voreinstellungen) 
zu gewährleisten. Nicht nur bei 
einem Personalmanagementsys-
tem, sondern auch beim Einsatz 
eines Online-Bewerberportals. 
Sollen Personalakten in einem Un-
ternehmen digital geführt werden, 
gilt es in jedem Fall, schnellstmög-
lich ein Zugriffs- und Berechti-
gungskonzept zu erstellen sowie 
ein Lösch- und Aufbewahrungs-
konzept zu entwickeln. Die letztge-
nannten Punkte gelten übrigens 
auch und schon immer für Bewer-
bungsunterlagen und Personalak-
ten in Papierform. Aber letztendlich 
gilt dies für alle Unternehmenssys-
teme,  nicht  nur  für  die  Personalakte.
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